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Vorwort zur 6. Auflage
Die Europawahl 2019, die deutsche Ratspräsidentschaft 2020 und – zumindest juristisch – der
Brexit sind abgeschlossen. Im Amt sind vor allem die neue Kommissionspräsidentin Ursula von
der Leyen und Ratspräsident Charles Michel. Der für zahllose Programme wichtige mehrjährige
EU-Finanzrahmen 2021–2027 ist mit einem Volumen von sagenhaften rund 1.075 Mrd. Euro ver-
abschiedet. Kurz, höchste Zeit, das erfolgreiche Handlexikon wieder auf neuesten Stand zu bringen.
Dies haben 63 ausgewiesene Autorinnen und Autoren aus Wissenschaft, Justiz und Verwaltung
in den letzten Monaten in zügiger Teamarbeit tatkräftig geleistet. Über 1.000 Stichwörter wurden
überarbeitet bzw. vollständig neu gefasst. Vor uns liegt nun ein Werk, das den Anspruch erhebt,
die neu gestaltete Union in ihrer Gesamtheit und ihren Einzelheiten abzubilden. Der juristische
Schwerpunkt wurde erneut deutlich ausgebaut. Auch im Juristischen wird jedoch nie verkannt,
dass Recht und Politik in Europa immer zwei Seiten der gleichen Medaille sind. Sämtliche Beiträge
werden persönlich verantwortet und stellen keinesfalls die Auffassung der Institutionen dar, in
deren Dienst die Verfasser stehen.
Unser Handlexikon wurde vor rund 27 Jahren von Wolfgang W. Mickel im Stuttgarter Omnia-Ver-
lag begründet, dessen früherer Geschäftsführer – Herr Claus D. Grupp – mich weiterhin berät und
als fachkundiger Autor unterstützt; ihm fühle ich mich sehr verbunden und schulde ich großen
Dank. Großer Dank gebührt auch unserer hochengagierten Fachlektorin – Frau Assessorin iur.
Ariane Füner –, die die Neuauflage wiederum mit beeindruckendem Management und sicherer
Hand voll positiver Energie um alle Klippen geleitet hat.
Neu mit an Bord ist unsere Schriftleiterin – Frau Zelda Bamberger, LL.M. (UConn) – die derzeit
am Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Europarecht und Rechtsphilosophie der Ludwig-Maximilians-
Universität München wirkt und dankenswerterweise sämtliche Texte minutiös redigiert hat. Durch
Ihre beeindruckende Arbeit hat das Werk weiter gewonnen.
 

Stuttgart, im Juli 2021 Jan Bergmann
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Geleitwort
„Entschlossen, den mit Gründung der Europäischen Gemeinschaften eingeleiteten Prozess der
europäischen Integration auf eine neue Stufe zu heben ... und den Prozess der Schaffung einer
immer engeren Union der Völker Europas weiterzuführen.“
(aus: EUV, Präambel)

„Die Union stellt den Menschen in den Mittelpunkt ihres Handelns, indem sie die Unionsbürger-
schaft und einen Raum der Freiheit der Sicherheit und des Rechts begründet.“ (aus: Grundrechte-
charta, Präambel)

EUROPA, ein solch alter Begriff und dennoch durch die Vielfalt seiner Kulturen so schwer zu
verstehen. Nirgendwo sind mir die Differenzen deutlicher geworden als in meiner Zeit als deutsche
Richterin am EGMR. Nirgendwo war ich mehr auf externen Sachverstand angewiesen als dort.

Das Vertragswerk der Europäischen Union, geschichtlich gewachsen und voller eigenständiger Be-
grifflichkeiten, bedarf in der Tat der Erläuterung. Nicht nur der interessierte Burger, auch Fachleute
stoßen allenthalben auf Begriffe und Rechtsfiguren, die nur vermeintlich klar sind, die aber europä-
isch durchaus anders ausgefüllt werden als national gewohnt.

Lexikalisch kann solchen Schwierigkeiten unproblematisch begegnet werden. Man braucht keine
Vorkenntnisse, um Antwort auf eine Frage zu erhalten. Unklarheiten werden ausgeräumt. Wenn
dann noch – wie hier – gute Verständlichkeit hinzutritt und sich das Juristische erhellend mit dem
Politischen verbindet, hat der Bürger eine reale Chance, Europa zu verstehen.

Ich wünsche dem Werk eine weite Verbreitung, gerade auch bei den Euroskeptikern. Denn wer
von diesem Handlexikon Gebrauch macht, wird an den Debatten rund um den Europäischen Eini-
gungsprozess gut informiert und sachlich gerüstet teilnehmen können. Das brauchen wir; denn erst
die kundigen Bürger werden den von Regierungen und Parlamenten angestoßenen Einigungsprozess
vollenden.

Dr. h.c. Renate Jaeger

Richterin am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte a.D.,
vormals Richterin des Bundesverfassungsgerichts
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Art. 4 VO (EG) 58/2003 weist den Exeku-
tivagenturen formal eine eigene Rechtspersön-
lichkeit nach dem Recht der EU. Sie sind da-
mit – als von einer internationalen Organisati-
on geschaffene Rechtspersonen – notwendiger-
weise zugleich Völkerrechtssubjekte. Offen ge-
blieben ist bislang, ob die in der VO (EG)
58/2003 Rechtspersönlichkeit außerhalb des
Unionsrechts tatsächlich Anerkennung finden
wird.
Als gesichert darf die Passivlegitimation der
Exekutivagenturen vor dem Europäischen Ge-
richtshof bzw. dem Gericht angesehen werden,
vgl. Urteil des Gerichts vom 21.10.2010 –
T-439/08 – Agapiou Joséphidès ./. Kommissi-
on und EACEA. Andererseits hat das EuG
akzeptiert, dass eine Exekutivagentur Teilberei-
che ihrer Verantwortung als Anstellungskörper-
schaft auf von ihnen beauftrage Dienststellen,
wie das Amt für die Feststellung und Abwick-
lung individueller Ansprüche (PMO) übertragen
kann (Entscheidung v. 30.4.2014 – Rs F-88/13
– Koloreva ./. REA). Bemerkenswert ist aller-
dings, dass das EuG eine gegen die Kommission
gerichtete Klage, die eine Maßnahme der REA
betraf, nicht als unzulässig, sondern als unbe-
gründet abgewiesen hat, das von der Kommissi-
on vorgetragene Argument, die REA sei zu ver-
klagen gewesen, und es fehle bereits an der Pas-
sivlegitimation, überzeugte das EuG nicht (Urt.
v. 24.2.2017 – Rs T-703/14 – Diktyo Amynti-
kon Viomichanion Net AEVE ./. Europäische
Kommission).
Internet:
https://cinea.ec.europa.eu
https://www.eacea.ec.europa.eu
https://eismea.ec.europa.eu
https://erc.europa.eu/
https://ec.europa.eu/info/departments/european-resear
ch-executive-agency_en#responsibilities
https://hadea.ec.europa.eu

Winkler

EZB/PSPP-Urteil
Das Urteil des BVerfG vom 5.5.2020 – 2 BvR
859/15, das unter den Bezeichnungen „PSPP“-
oder „EZB“-Urteil firmiert, stellt eine histo-
rische Zäsur im Verhältnis zwischen BVerfG
und EuGH und darüber hinaus in der Entwick-
lung des Verfassungsrechts der Europäischen
Union dar. Mit dieser Entscheidung hat zum

ersten Mal das BVerfG Maßnahmen von Uni-
onsorganen für ultra vires, also die unionsrecht-
lichen Kompetenzen überschreitend und damit
sowohl unionsrechts- als auch verfassungswid-
rig erklärt.
Dabei handelt es sich einerseits um die Be-
schlüsse der EZB im Public Sector Asset
Purchase Programme (PSPP), einem Programm
der EZB zum Ankauf vom öffentlichen Sek-
tor ausgestellter Wertpapiere an den Sekundär-
märkten, zum anderen um das Urteil des EuGH
in der Sache Weiss, C-493/17, mit dem dieser
das PSPP für europarechtskonform befunden
hatte.
Das BVerfG urteilte, die EZB habe ihr Man-
dat dadurch überschritten, dass in den Beschlüs-
sen im PSPP keine Verhältnismäßigkeitsprüfung
durchgeführt wurde. Dadurch sei nicht nach-
vollziehbar, inwiefern sich die EZB mit den
wirtschaftspolitischen Folgen ihres währungs-
politischen Handelns auseinandergesetzt habe
und ob diese in einem angemessenen Verhält-
nis zu den währungspolitischen Zielen des Pro-
gramms stehen. Eine solche öffentlich nach-
vollziehbare Erläuterung der EZB-Tätigkeit sei
angesichts der weitreichenden Konsequenzen
ihres Tuns für den gesamten Unionsfinanzmarkt
und die finanzielle Stabilität der Mitgliedstaa-
ten aber unerlässlich, damit die demokrati-
schen Institutionen der Mitgliedstaaten ihre
Kontrollaufgabe gegenüber der unabhängigen
EZB verantwortungsvoll wahrnehmen könnten.
Der EuGH wiederum, der der EZB in seiner
Weiss-Entscheidung keine derartige Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung abverlangt hatte, habe da-
durch ebenfalls seine Kompetenzen überschrit-
ten. Denn die Kombination eines weiten Er-
messens der EZB mit einer derartigen Begren-
zung der gerichtlichen Kontrolle durch den
EuGH trage dem Prinzip der begrenzten Ein-
zelermächtigung nicht hinreichend Rechnung,
weil dadurch das unabhängige Unionsorgan
EZB frei handeln könnte, ohne überhaupt
noch nennenswert kontrolliert zu werden, so-
dass „der Weg zu einer kontinuierlichen Erosi-
on mitgliedstaatlicher Zuständigkeiten eröffnet
werde“ (Rn. 156). Bei der Berührung funda-
mentaler Belange der Mitgliedstaaten, wie dies
bei der Auslegung der Verbandskompetenz der
Europäischen Union und ihres demokratisch le-

EZB/PSPP-Urteil
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gitimierten Integrationsprogramms in der Regel
der Fall sei, dürfe die gerichtliche Kontrolle
die behaupteten Absichten der EZB nicht unbe-
sehen übernehmen (Rn. 142). Das BVerfG ent-
schied deshalb: „Der mit der Funktionszuwei-
sung des Art. 19 Abs. 1 Satz 2 EUV verbunde-
ne Rechtsprechungsauftrag des Gerichtshofs der
Europäischen Union endet dort, wo eine Ausle-
gung der Verträge nicht mehr nachvollziehbar
und daher objektiv willkürlich ist. Überschreitet
der Gerichtshof diese Grenze, ist sein Handeln
vom Mandat des Art. 19 Abs. 1 Satz 2 EUV in
Verbindung mit dem Zustimmungsgesetz nicht
mehr gedeckt, so dass seiner Entscheidung je-
denfalls für Deutschland das gemäß Art. 23
Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1
und Abs. 2 und Art. 79 Abs. 3 GG erforderli-
che Mindestmaß an demokratischer Legitimati-
on fehlt.“ (Rn. 112)
Diese Entscheidung, welche eine Durchbre-
chung des vom EuGH postulierten absoluten
Vorrangs des Unionsrechts und seiner seit der
Rs. Foto-Frost (Urt. v. 22.10.1987 – Rs. 314/85)
zementierte exklusive Kontroll- und Verwer-
fungskompetenz für Unionshandeln und EU-
Recht darstellt, ist natürlich nicht vom Him-
mel gefallen. Sie hat ihre Vorgeschichte in
den unterschiedlichen Konzeptionen von Vor-
rang, der Abgrenzung von mitgliedstaatlichen
und unionalen Kompetenzbereichen durch die
Rechtsprechung und nicht zuletzt in der von der
EZB seit der Finanzkrise betriebenen Politik.
Das PSPP-Urteil zerrt erneut einen der Grund-
konflikte der europäischen Integration ins Ram-
penlicht: der EuGH und die nationalen Verfas-
sungsgerichte gehen von unterschiedlichen Gel-
tungs- und Vorrangkonzeptionen des Unions-
rechts aus. Aus Sicht des EuGH entfaltet das
Unionsrecht Geltungsmacht und Vorrang aus
sich selbst heraus: als autonome Rechtsordnung
trägt es seine Rechtsqualität in sich selbst und
ist in seiner Autorität nicht von den Mitglied-
staaten abhängig. Die Sicht der nationalen Ver-
fassungsgerichte, und auch des BVerfG, ist im
Gegensatz dazu von dem klassisch völkerrecht-
lichen Verständnis geprägt, dass es die nationa-
len Verfassungen sind, die Aussagen darüber
treffen, ob, wie, und in welchem hierarchischen
Verhältnis sich überstaatliches Recht in die
staatliche Rechtsordnung einfügt. Die Geltungs-

macht und Vorrangwirkung des Unionsrechts
ist danach aus den nationalen Verfassungsnor-
men abgeleitet, die Inhalt und Grenzen der
Übertragung von Souveränität auf die Union
regeln. Damit verbunden ist auch eine unter-
schiedliche Antwort auf die Frage, wer über
Reichweite und Grenzen des Vorrangs, mithin
über das Verhältnis der unionalen zur mitglied-
staatlichen Rechtsordnung entscheidet. Beide
Gerichtsebenen überwachen diese Grenzen aus
„ihrer“ Rechtsordnung heraus und sehen sich
für die Bestimmung deren Reichweite als Letz-
tentscheider, wodurch sich zwangsläufig institu-
tionelle Konflikte ergeben.

Diese beiden Positionen sind im Kern mitein-
ander unvereinbar. Das heißt aber nicht, dass
die europäische Integration zum Scheitern ver-
dammt ist, im Gegenteil. Über die Jahre haben
EuGH und BVerfG in gemeinsamer, aufeinan-
der Bezug nehmender Rechtsprechung das Ver-
bundverhältnis zwischen den beiden Rechtsord-
nungen konstruktiv ausgestaltet. Deshalb ist
die BVerfG-Position kein europafeindlicher Af-
front und die EuGH-Position auch keine sou-
veränitätsblinde Kompetenzanmaßung: Die die
Rechtswirklichkeit bestimmenden Dimensionen
des Vorrangs werden von keiner der beiden Sei-
ten einseitig bestimmt, sondern im Rechtspre-
chungsdialog zwischen nationalen Gerichten
und dem EuGH austariert, wobei dem EuGH
widersprechende Urteile die einzige Möglichkeit
des BVerfGs sind, am Gespräch teilzunehmen
und gehört zu werden. Im Rahmen dieses Ge-
richtsdialogs hat das BVerfG seit langem den
Vorrang des Unionsrechts als für das Gelingen
der Union als Rechtsgemeinschaft anerkannt
und auch die Foto-Frost-Doktrin als für die
ebenso essenzielle Einheitlichkeit des Unions-
rechts unabdingbare institutionelle Garantie ak-
zeptiert. Der Konflikt tritt also nur noch in ab-
soluten Ausnahmefällen zu Tage, in denen bis-
her noch nicht überbrückte Differenzen in Streit
stehen. Denn gleichzeitig hat das BVerfG schon
früh Integrationsgrenzen abgesteckt, die Kern-
bereiche der grundgesetzlichen Verfassungsiden-
tität und der Grundrechte dem Zugriff des Uni-
onsrechts entziehen und die Kompetenzreich-
weite der Unionsorgane nach dem Grundgesetz
(Art. 23 Abs. 1 S. 2 iVm Art. 20 Abs. 1, 2
und Art. 79 Abs. 3 GG) bestimmen. Danach
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darf vor allem die grundgesetzliche Demokra-
tie nicht durch Kompetenzübertragungen an
oder Kompetenzanmaßungen durch die Union
ausgehöhlt werden. In kontroversen Urteilen
(Maastricht, Lissabon, Honeywell) hat sich das
BVerfG diese „Ultra-Vires-Kontrolle“ vorbehal-
ten und ihre Anwendung gleichzeitig „zurück-
haltend und europarechtsfreundlich“ auf struk-
turelle Verschiebungen in der Kompetenzord-
nung begrenzt sowie von einer vorherigen Vor-
lagebefassung des EuGH abhängig gemacht.
Im Bereich der Identitätskontrolle war das
BVerfG schon vor der PSPP-Entscheidung wei-
ter gegangen und hatte die Rechtsprechung des
EuGH zum Europäischen Haftbefehl für mit
der Menschenwürde nach Art. 1 Abs. 1 GG
unvereinbar befunden (Urt. v. 15.12.2015 – 2
BvR 2745/14 – Europäischer Haftbefehl II),
wobei es nur deshalb nicht zum Eklat kam,
weil das BVerfG einen acte clair annahm und
dadurch die direkte Konfrontation mit dem
EuGH vermeiden konnte. Auch Gerichte aus
Italien (C-105/14, ECLI:EU:C:2015:555 – Ta-
ricco I und C-42/17, ECLI:EU:C:2017:936 –
Taricco II), Tschechien (Tschechisches Verfas-
sungsgericht Urt. v. 31.1.2012 – PI-OS 5/12
– Slovak Pensions, in Reaktion auf EuGH
C-399/09, ECLI:EU:C:2011:415 – Landtova)
und Dänemark (Dänisches Oberstes Gericht v.
6.12.2016 – Dansk Industri (Ajos), in Reakti-
on auf EuGH C-441/14, ECLI:EU:C:2016:278)
haben bereits Entscheidungen des EuGH offen
für ultra vires oder identitätsverletzend erklärt.
Auf diese Entscheidungen hat der EuGH auch
teilweise reagiert und seine Rechtsprechung an-
gepasst. Die Abgrenzung und Absicherung von
Kernbestandteilen der nationalen Verfassungs-
identität gegenüber der Integration ist also kei-
ne prinzipiell europafeindliche oder auch nur
exklusive Position des BVerfG, sondern ein
sich in einem Integrationsprozess, der sich auf
höchst souveränitätssensible Bereiche ausdehnt,
zwangsläufig stellendes Problem. Eine andere
Frage ist es natürlich, wie die nationalen Ge-
richte mit dieser Integrationsverantwortung um-
gehen.
Im PSPP-Fall hat das BVerfG nun die maxima-
le Eskalationsstufe gewählt und ein Urteil des
EuGH für „ultra vires“ erklärt. Dies wurde
in der Öffentlichkeit größtenteils als integrati-

onsfeindliche, europa-unsensible und anmaßen-
de Entscheidung wahrgenommen. Ob diese Ein-
schätzung auch trägt, ist aber zweifelhaft. Das
BVerfG beschäftigt sich seit Jahren mit Ankauf-
programmen der EZB und hatte schon im PSPP
vorangehenden OMT-Verfahren in seiner ersten
EuGH-Vorlage überhaupt ernste Zweifel ange-
meldet, ob die EZB nicht ihr Mandat über-
schreite und gegen das Verbot der monetären
Staatsfinanzierung, Art. 123 Abs. 1 AEUV ver-
stoßen haben könnte. Der EuGH hat dies in sei-
nen Entscheidungen zu OMT und Weiss beide
Male verneint. Beide Entscheidungen sind aber
sehr knapp gehalten, auf die vom BVerfG in
seinen jeweiligen Vorlagebeschlüssen detailliert
vorgebrachten Bedenken wurde jeweils kaum
eingegangen. Das Grundproblem war in beiden
Fällen die immens weitreichende Entscheidungs-
macht eines unabhängigen Organs, das im Zuge
der Finanzkrise immer mehr die durch eine zer-
strittene und inaktive Politik entstandene Lücke
in der Finanzpolitik auszufüllen begann und
sich zum zentralen Akteur der europäischen
Finanzpolitik entwickelte. Auch aus dem natio-
nalen Recht sind unabhängige Fachorgane be-
kannt und stellen per se kein unlösbares De-
mokratieproblem dar, notwendig ist aber eine
Ausbalancierung von Ermessens- und Beurtei-
lungsspielräumen des unabhängigen Organs mit
Kontroll-, Aufsichts- und Prüfkompetenzen von
(wiederum unabhängigen) Gerichten und demo-
kratisch legitimierten Instanzen. Dem notwendi-
gen, vom BVerfG angeregten Dialog über die
Ausbalancierung dieser Fragen im Hinblick auf
die EZB hat sich der EuGH aber im Wesent-
lichen verschlossen. Das PSPP-Urteil kann des-
halb vor allem als Signal des BVerfG gelesen
werden, das sich vom EuGH Dialogbereitschaft
und die Ernstnahme seiner Bedenken wünscht.
So wurde es aber von Wissenschaft und Öffent-
lichkeit kaum aufgefasst. Die verheerendsten
Reaktionen, die dem BVerfG ob seines „Will-
kür“-Verdikts tatsächlich unterstellten, in Nazi-
Manier selbst willkürlich den EuGH zu unter-
graben, scheiterten dabei schon an einer kor-
rekten Einordnung des „Willkür“-Maßstabs,
der im Verfassungsrecht gerade eine besonders
niedrige – und damit in diesem Fall europa-
freundliche – Schwelle normiert. Denn bereits
jede sachliche, auch nur irgendwie logisch nach-
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vollziehbare Erwägung erfüllt diesen Maßstab.
Tiefer greifende Anforderungen, wie etwa bei
einer Verhältnismäßigkeitsprüfung, die wiede-
rum mehr Kontrollkompetenz auf das prüfen-
de Gericht verlagern würden, werden gerade
nicht gestellt. Ähnlich zu kurz griffen Einord-
nungen, die PSPP deshalb gefährlich fanden,
weil Gerichte in Ungarn und Polen sich darauf
berufen könnten, um selbst den Vorrang des
Unionsrechts zu bestreiten, wenn es um ihre →
Rechtsstaatlichkeit geht. Doch dass diese von
PiS und Fidesz gekaperten Gerichte nur mehr
mit Marionetten der jeweiligen Regierungen be-
setzt sind und die → Rechtsstaatskrise Züge
angenommen hat, nach denen diese Gerichte
nur noch als Attrappen unabhängiger Institu-
tionen erscheinen (so der ehemalige Präsident
des BVerfG, Andreas Voßkuhle), ist der europä-
ischen Öffentlichkeit ohnehin bekannt. Diese
Gerichte können zitieren, wen sie wollen, oh-
ne echte Glaubwürdigkeit und Legitimität zu
gewinnen. Die fehlende Rechtsstaatlichkeit in
Polen und Ungarn ist dermaßen frappierend,
dass kein Urteil des BVerfG als Maskerade aus-
reichen könnte. Einen Punkt hatten dagegen
die Stimmen, die das PSPP-Urteil handwerk-
lich schlecht begründet und in den entscheiden-
den Passagen juristisch nicht überzeugend fan-
den, tatsächlich ist das Urteil teilweise schwer
nachvollziehbar und auch zahlreiche Interviews
des Berichterstatters konnten die Bedenken im
Nachgang nicht ausräumen. Die wenigen posi-
tiven Reaktionen heben vor allem hervor, dass
das BVerfG sich mit PSPP um die europäische
Demokratie bemüht habe, da es die Diskussion
um die Gestaltung des Finanzmarktes und deren
Auswirkungen auf die gesamte Wirtschaft hin-

ter den verschlossenen Türen der EZB hervor
ins Rampenlicht der Öffentlichkeit geholt und
zugleich die demokratisch legitimierten Institu-
tionen zur Wahrnehmung ihrer Kontrollkompe-
tenzen aufgerufen habe. Wie groß der demokra-
tische Effekt letztlich sein wird, ist allerdings
noch nicht absehbar. Denn die EZB musste le-
diglich Verhältnismäßigkeitserwägungen nach-
reichen, wobei die Anforderungen des BVerfG
an die inhaltliche Tiefe und den thematischen
Umfang nicht besonders hoch zu sein scheinen.
Es scheint zu genügen, dass die EZB sich über-
haupt in irgendeiner Weise mit den Auswirkun-
gen ihrer Geldpolitik auf die Wirtschaft befasst.

Die Union ist durch das PSPP-Urteil nicht un-
tergegangen und das BVerfG hat sich nicht
über Nacht in einen zähnefletschenden Europa-
feind verwandelt. Allerdings hat es durch die-
se Entscheidung einen bewussten Vorrangver-
stoß begangen und damit die Diskussion mit
dem EuGH um die Austarierung von Vorrang
und Kompetenzgrenzen auf eine bisher nicht
gekannte Eskalationsstufe gehoben. Nach den
Reaktionen der Öffentlichkeit und der Wissen-
schaft dürfte es damit seinem Ansehen und dem
Vertrauen in seine integrationsbezogene Zuver-
lässigkeit und Integrität nicht unbedingt einen
Gefallen getan haben. Die weitere Entwicklung,
insbesondere die Reaktion des EuGH und der
anderen mitgliedstaatlichen Verfassungsgerichte
bleiben abzuwarten.
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Erwachsenenbildung/Weiterbildung in der EU 322
Erweiterung und/oder Vertiefung der EU 326
ESA 331
ESM 331
ESZB, Ausschüsse des 331
ETSI 332
EU Whoiswho 332
EUCPN 332
EuG 332
EuGH 332
EuGöD 332
EuGVVO 332
EUIPO 332
EUISS 332
EUMA 332
EU-Migrationsverfassungsrecht 332
EUMS 332
EU-Rahmen zur Stärkung des

Rechtsstaatsprinzips 332
EURASIL (EU Network for asylum

practitioners) 334
Eurasische Wirtschaftsunion/Eurasian Economic

Union 334
EURATOM 334
Euregio (aus: Europäische Region; auch Euroregionen

genannt) 334
EUREKA (European Research Coordination

Agency) 335
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EURES (European Employment Services) 336
EUR-Lex 336
Euro 336
Eurobarometer 340
Eurocontrol 341
Eurodac 341
Eurofisc 342
EUROFOUND – Europäische Stiftung

zur Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen 343

Eurogruppe 344
Eurojust 344
Eurokorps 344
Eurokratie 345
EUROMED 349
Euro-Mediterrane Partnerschaft (EUROMED) 349
EuroNest 350
Europa 2020 350
Europa à la carte und andere

Integrationskonzepte 353
Europa der Bürger 353
Europa macht Schule 358
Europa.eu 359
Europa-Abkommen/Europa-Verträge 359
Europabildung in der Schule (KMK-Beschluss) 360
Europa-Flagge 361
Europahymne 362
Europäisch-Arabischer Dialog (EuAD) 362
Europäische Bewegung (Netzwerk Europäische

Bewegung) 363
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl

(EGKS) 364
Europäische Gemeinschaft(en) 366
Europäische Idee 369
Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP) 370
Europäische Patentorganisation 375
Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) 375
Europäische Schulen 378
Europäische Stiftung für Berufsbildung (European

Training Foundation, ETF) 378
Europäische Umweltagentur (EUA) 379
Europäische Union 380
Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) 382
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 383
Europäische Zentralbank (EZB) 383
Europäischer Auswärtiger Dienst 387
Europäischer Flüchtlingsfonds (EFF) 387
Europäischer Gerichtshof (EuGH) 388
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte

(EGMR) 388
Europäischer Rat 388
Europäischer Rechnungshof (ERH) 392
Europäisches Parlament (EP) 392
Europäisches Semester 399
Europäisches System der Zentralbanken (ESZB) 399
Europakammer (des Deutschen Bundesrates) 402
Europa-Kolleg (Collège d’Europe/College of

Europe) 402
Europakompetenz 403
Europalette 403
Europaministerkonferenz (EMK) 404

Europarat 404
Europaschule, Bundes-Netzwerk 407
Europass 408
Europatag 408
Europa-Union Deutschland 409
Europawahlen 411
Europe Direct 412
EuropeAid 412
European Case Law Identifier 412
European Space Agency (ESA/Europäische

Weltraumorganisation) 413
Euro-Plus-Pakt 415
Europol (Europäisches Polizeiamt) 417
Euro-Schutzschirm 418
Eurostars 418
Eurostat 419
Eurosur 419
Eurosystem 419
Euro-Troika 420
Eurozone 420
EURYDICE 420
EUSC 420
EUZBBG 420
EUZBLG 420
EVA 421
Evolutivklausel 421
EWCO (European Working Conditions

Observatory) 421
EWG 421
EWG-Klausel 421
EWI 421
EWIV 421
EWLA (European Women Lawyer’s

Association) 421
EWR (Europäischer Wirtschaftsraum) 421
EWS 424
Exekutivagenturen 424
EZB/PSPP-Urteil 426

Faccini Dori-Urteil/Verbindlichkeit von
Richtlinien 430

Fachgerichte 430
FADO (False and Authentic Documents online) 431
Fahne, Europa- 431
Familienzusammenführung 431
Fernsehrichtlinie 431
FFH-Richtlinie (Fauna-Flora-Habitat-

Richtlinie) 432
Finalität der europäischen Integration 433
Finanzbeiträge 433
Finanzhilfen der EU 433
Finanzielle Vorausschau 434
Finanzieller Beistand 434
Finanzierungsinstrumente 436
Finanzstabilisierungsfazilität, Europäische

(EFSF) 438
Finanzstabilisierungsmechanismus, Europäischer

(EFSM) 439
Finanztransparenzsystem 439
Finanzvorschriften 440
Fischereiaufsichtsagentur, Europäische (EFCA) 440
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Fischereipolitik, Gemeinsame (GFP) 440
Fiskalpakt 443
Flexibilitätsklausel oder Generalermächtigung 444
Florenz-Erklärung 445
Flüchtlingspolitik 446
Flugsicherheit 446
Föderalismus 450
Fonds der Europäischen Union 452
Forschung und technologische Entwicklung (FTE,

auch: Forschung und Entwicklung – FuE) 457
Forschungsrat, Europäischer (ERC) 462
Forschungsraum, Europäischer (EFR) 463
Forschungsstelle, gemeinsame (GFS) 463
Fouchet-Pläne 464
Fraktionen im EP 465
Francovich-I-Urteil 465
Fransson-Urteil 466
Frauen-Organisationen, Europäische 466
Freihandelsassoziation, Europäische 469
Freihandelszone 469
Freizügigkeit in der EU 470
Fremdenverkehr 473
Freundschaftsvertrag, Deutsch-Französischer 474
Frontex 474
Frühwarnsystem 475
Führerschein/Fahrerlaubnis 475
Funktionalisten 476
Fusionen von Unternehmen 476
Fusionskontrollverordnung (FKVO) 477
Fusionsvertrag 478

G 7-/G 8-Staaten 480
Galileo/EGNOS 481
GAP (Gemeinsame Agrarpolitik) 482
GASP, Beschluss des Rates in der 482
GASP 482
GASP-Haushalt 482
GATS 483
GATT 484
GB/EU-Handels- und Kooperationsvertrag 485
Gebiete in äußerster Randlage 486
Gefechtsfeldverbandkonzept 486
Gegenseitige Anerkennung, Prinzip der 486
Geheimdienst der EU 487
Geistiges Eigentum, Amt der EU für (EUIPO) 487
Geldfälschung/Fälschung des Euro 488
Geldpolitik, Europäische 489
Geldwäsche 496
Geltungsbereiche der Verträge 497
Gemeinden und Regionen Europas, Rat der

(RGRE) 497
Gemeindepartnerschaften (Jumelages) 499
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 499
Gemeinsame Sicherheits- und

Verteidigungspolitik 499
Gemeinsame Strategie 499
Gemeinsamer Markt 500
Gemeinsamer Standpunkt 500
Gemeinschaftscharta der Sozialen Grundrechte 500
Gemeinschaftsinitiativen 502
Gemeinschaftsmethode/Unionsmethode 502

Gemeinschaftsprogramme und
Rahmenprogramme 503

Gemeinschaftsrecht 504
Gemeinwohlorientierte Leistungen 504
Gemischte Abkommen 505
Gender Mainstreaming 505
Generalanwalt (EuGH) 508
Generaldirektionen 509
Generalermächtigung 510
Genossenschaft, Europäische (societas cooperativa

europaea, SCE) 510
Gentechnologie 511
Gericht für den öffentlichen Dienst (EuGöD) 511
Gericht, Europäisches (EuG) 511
Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) 512
Gerichtshof für Menschenrechte, Europäischer

(EGMR) 517
Gerichtsstands- und

Vollstreckungsübereinkommen 519
Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen

Union 520
Gesandtschaftsrecht 520
Geschäftsordnungen 521
Geschichtslehrerverband, Europäischer 521
Geschmacksmuster 521
Geschützte Ursprungsbezeichnungen 522
Gesellschaftsrecht, Europäisches 523
Gesetzgebung der EU, Zusammenfassungen 525
Gesetzgebungsverfahren (Entscheidungs-,

Rechtsetzungsverfahren) 526
Gesundheitspolitik, Europäische 529
Gewerkschaftsbund, Europäischer 534
GFS 535
Gibraltar 535
Gipfel(konferenz) 535
Gleichstellungsfragen, Europäisches Institut für

(EIGE) 535
Gleichstellungspolitik 535
Globale Strategie der EU (EUGS) 540
Globalisierung der Wirtschaft 541
Glücksspiele in der EU 542
Google-Urteil 544
Gottesbezug 544
Governance („Regieren“) in der EU 544
Green Deal 548
Grenzausgleich 549
Grenzkontrollen im Schengen-Raum 550
Grenzkontrollen 550
Grün- und Weißbücher 551
Grund- und Menschenrechte 551
Grundfreiheiten 555
Grundrechte, Agentur der EU für (Fundamental

Rights Agency = FRA) 555
Grundrechtecharta der EU (GRCh) 555
Grundrechteprotokoll, Lissabonner 560
Grundtvig 561
GSVP 561
Gurkenkrümmung 561
GUS (Gemeinschaft unabhängiger Staaten) 562
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Haager Kongress 564
Haftbefehl, Europäischer 564
Handels- und Kooperationsvertrag EU/GB 566
Handelspolitik, Ausschuss für 566
Handelsrecht, europäisches 566
Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI) 566
Harmonisierung 567
Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt

(HABM) 567
Haushalt der Europäischen Union 567
Haushaltsdisziplin 571
Haushaltsordnung 571
Haushaltsverfahren 572
Haustiere auf Reisen 573
Heranführungshilfe 574
Herren der Verträge 574
Hertensteiner Programm 574
Hochschulinstitut, Europäisches 574
Hoheitsrechte 575
Hoher Vertreter der Union für Außen- und

Sicherheitspolitik 580
Hoher Vertreter für die GASP 580
Horizont 2020 581
Horizont Europa 581

IATE (Inter-Active Terminology for Europe) 583
Ibrahim-Asylurteil 583
Idee, Europäische 583
Identität, Europäische 583
Illiberale Demokratie 586
Implied powers 587
Industriepolitik der Europäischen Union 587
Informationsbüros des Europäischen

Parlaments 592
Informationsgesellschaft 592
Inländerdiskriminierung/umgekehrte

Diskriminierung 595
Inner-circle-Format 595
Innovations- und Technologieinstitut, Europäisches

(EIT) 595
Innovationspolitik 595
Institut für Europäische Politik (eV) 595
Institut für öffentliche Verwaltung, Europäisches

(European Institute of Public Administration,
EIPA) 596

Institutionelles Gleichgewicht 596
INTCEN (EU-Intelligence [Analysis] Centre) 597
Integration 597
Integration, Abgestufte 600
Integrationskonzepte, Europa à la carte 602
Integrationsmodelle und -theorien 606
Integrationsverantwortungsgesetz 608
Integrationsverbund 608
Integrierte Krisenreaktion des Rates (ICPR) 608
Intergouvernementale Zusammenarbeit

(Zusammenarbeit der Regierungen) 609
Interinstitutionelle Vereinbarungen 609
Interkulturelles Lernen 610
Internationaler Strafgerichtshof (IStGH) 613
Interreg 613
Investitionsbank, Europäische (EIB) 614

Investitionsfonds, Europäischer (EIF) 617
Ioannina-Kompromiss 618
IPA (Instrument für Heranführungshilfe) 618
ISPA (Strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung

auf den Beitritt) 619
IWF 619

Jahr, Europäisches 620
Jaunde-Abkommen 620
Jawo/Ibrahim-Asylurteile 621
JEF 621
Joint Situation Centre (SITCEN) 621
Journalisten, Vereinigung Europäischer (VEJ) 621
Jugend in Aktion 621
Jugend in Bewegung (Youth on the Move) 622
Jugendforum, Europäisches 622
Jugendparlament, Europäisches 622
Jugendpolitik, Europäische 623
Jugendschutz 625
Jugendwerk, Deutsch-Französisches (DFJW) 627
Jugendwerk, Deutsch-Polnisches 628
Junge Europäische Föderalisten (JEF) 628
Justiz und Inneres 629

Kabinette 636
Kalanke-/Marschall-(Frauenquoten-)Urteil 636
Kapitalverkehr, Freier 636
Kartellrecht, Europäisches 638
Katastrophenschutz 642
Keck-Urteil 643
Kennzeichnungspflicht 643
Kerneuropa 645
Kirchen, Konferenz Europäischer (CEC, European

Ecumenic Commission for Church and
Society) 645

Kirchen/Religionsgemeinschaften 646
Klimawandel 648
KMU – Kleine und Mittlere Unternehmen 648
Köbler-Urteil 649
Kodex für gute Verwaltungspraxis 649
Kodezision 649
Kodifikation von Rechtsvorschriften 649
Kohärenz 649
Kohäsionspolitik 650
Kollegialitätsprinzip 654
Kölner Prozess 654
Komitologie 657
Kommission 659
Kommunalpolitik, Europäische 663
Kommunalwahlrecht für Unionsbürger 668
Kompetenzerweiterungsklauseln 669
Kompetenz-Kompetenz 669
Konferenz der Europa-Ausschüsse 669
Konferenz zur Zukunft Europas (2021/2022) 669
Konkurrierende Zuständigkeit 670
Konsolidierung der Rechtsvorschriften 670
Konvent zur Zukunft Europas 670
Konvent/Konventsverfahren 671
Konvergenz 671
Konvergenzkriterien 673
Kooperationsabkommen 675
Kooperationsverhältnis BVerfG – EuGH 676
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Kopenhagener Beitrittskriterien 676
Kopenhagen-Prozess 677
Korruptionsbekämpfung 682
Krankheiten, Europäisches Zentrum für die

Prävention und die Kontrolle von (ECDC) 686
Kriminalitätsbekämpfung 686
Kriminalitätsprävention (EUCPN) 687
Krisenreaktionstruppe, Europäische 687
Kultur, „Kreatives Europa“ 687
Kulturhauptstadt Europas 687
Kulturpolitik, Europäische 688
Kulturstiftung, Europäische 691

Lagezentrum der EU (EU Situation Room) 692
Länder, Mitwirkungsrechte der deutschen 692
Länderbeobachter 695
Landesvertretungen/Länderbüros 696
Landwirtschaft, Sonderausschuss (SAL) 696
Lateinamerikapolitik 696
LEADER 700
Lebenslangen Lernens, Aktionsprogramm im Bereich

des 700
Lebensmittelrecht, Europäisches 700
Lebensmittelsicherheit, Europäische Behörde für

(EFSA) 707
Legitimation 707
Lehrer, Association Européenne des

Enseignants 708
Leitindikatoren 709
Leitlinien-Kompetenz 709
Leonardo da Vinci 710
LIFE (L'Instrument Financier pour

l'Environnement) 710
Lissabon-Begleitgesetze 711
Lissabon-Strategie (Lissabon-Prozess) 713
Lissabon-Strategie im Bildungsbereich 716
Lissabon-Urteil 720
Lissabon-Vertrag 721
Ljubljana-Prozess 724
Lobbying 724
Lomé-Abkommen 728
Luxemburger Bericht 730
Luxemburger Vereinbarung (Kompromiss) 732
Luxemburg-Prozess 734

Maastrichter Vertrag (Vertrag über die Europäische
Union) 737

Maastricht-Urteil 739
Magna Charta Universitatum (auch: Bologna Magna

Charta Universitatum) 740
Makrodialog, Makroökonomischer Dialog 741
Makroökonomisches

Ungleichgewichtsverfahren 741
Makroregionale Strategie 741
Mangold/Honeywell-Beschluss 742
Mangold-Urteil 742
Mansholt-Plan 743
Markenrecht, Europäisches 743
Matthews-Urteil 744
MEDIA-Programme 745
Medienentwicklung in Europa 745
Medienpolitik, Europäische 748

Mehrebenenstruktur, Mehrebenensystem 754
Mehrjähriger Finanzrahmen 756
Mehrsprachigkeit 758
Meistbegünstigungsklausel 758
Melloni-Urteil 759
Menschenrechte 759
Menschenrechtskonvention, Europäische

(EMRK) 761
Mercosur (Mercado Común del Sur) 764
Migrationspolitik 764
Militärausschuss (EUMA) 764
Militärische Abrüstungspolitik 765
Militärstab (EUMS) 765
MISSOC (Mutual Information System on Social

Protection) 765
Misstrauensantrag 765
Mitbestimmungsmodelle 766
Mitgliedstaaten der EU 769
Mittelmeerpolitik 769

NACE (Nomenclature statistique des activités
économiques dans l'Union Européenne) 773

Nachbarschaftspolitik, Europäische (ENP) 773
Nachhaltigkeitsstrategie, Europäische 773
Nachrichtendienst der EU 776
NAFTA (North American Free Trade

Agreement) 776
Nahrungsmittel- und Katastrophenhilfe (Humanitäre

Hilfe) 776
Nationaler Alleingang 777
NATO (North Atlantic Treaty Organization/

Nordatlantikpakt) 778
NATO, Strategische Partnerschaft EU– 778
NATO-EU-Dauervereinbarungen („Berlin-

Plus“) 779
Natura 2000 780
Naturschutz 781
Nettozahler/Nettoempfänger 782
Neuer Rechtsrahmen 784
Neutralität 784
NextGenerationEU 785
Nichtdiskriminierungspolitik und Diversity 786
Nichtigkeitsklage 788
Nichtregierungsorganisationen (NRO, Non-

governmental organizations, NGO) 789
Nichttarifäre Handelshemmnisse 790
Nichtverbreitungs- und Abrüstungspolitik

(NPP) 791
Niederlassungsfreiheit 794
Nizza-Vertrag 795
No bail-out-Klausel 799
Nomenklaturen 800
Nordischer Rat 800
Nordzypern 800
Normenhierarchie 801
Normung, technische Normen 801
Notbremsemechanismus 803
Notruf 112 803
Notstandsverfahren 803
Novel-Food-Verordnung (NF-VO) 804
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NPP (Non-proliferation and disarmament
policy) 805

NUTS (nomenclature des unités territoriales
statistique) 805

Obligatorische Ausgaben (OA) 807
OECD (Organisation für wirtschaftliche

Zusammenarbeit und Entwicklung) 807
Offene Koordinierungsmethode 811
Offenheit, Grundsatz der 813
Ökumenische Begegnungen 813
OLAF 813
OMT-Programm 817
Opt-out-Klausel 818
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in

Europa (OSZE) 819
Österreich, Sanktionen gegen Österreich 823
Osterweiterung der EU 824
Ostseerat (Council of the Baltic Sea States,

CBSS) 826
Ostseeraumstrategie 827
OSZE 828

Package deal 829
Padoa-Schioppa-Bericht 829
Pandemiebekämpfung in der Europäischen

Union 829
Paneuropa-Union 832
Parlament, Europäisches 833
Parlamentarische Anfragen 833
Parlamente, Nationale 833
Parteien und Stiftungen, Regelungen für die

europäischen 837
Parteien, Europäische 838
Partizipationsrecht 840
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen

(PAK) 842
Passerelle 842
Patentamt, Europäisches (EPA) 842
Pericles-Programm 845
Personenverkehr, Freier 846
Petersberg-Aufgaben 847
Petitionsrecht 848
PHARE 850
PJZS (Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in

Strafsachen) 850
PLOTEUS 851
Point of no return 851
Politik des „leeren Stuhls“ 852
Politikbereiche der Europäischen Union 852
Politische Gemeinschaft, Europäische (EPG) 854
Politische Union 854
Politisches und Sicherheitspolitisches Komitee

(PSK) 859
Polizeiakademie, Europäische (EPA)(Collège

Européen de Police, CEPOL) 860
Polizeimission 860
Polizeiuniform, blaue 860
Populismus in Europa 861
Post-Nizza-Prozess 862
Prager Erklärung (Prager Kommuniqué) 862
Präsident des Europäischen Rates 863

Präsidentschaft des Rates 863
PreLex 863
Primärrecht 863
Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung 864
Privatrecht, Europäisches 864
Privilegierte Partnerschaft 867
Protektionismus 868
Protokolle/Erklärungen (als Anhänge zu

Verträgen) 870
PSK 871
PSPP/EZB-Urteil 871

Qualifikationsrahmen, Europäischer (EQR) 872
Qualifikationsrichtlinie/Anerkennungsrichtlinie 874
Qualifizierte Mehrheit 874
Quästoren 875
Querschnittsaufgaben 875
Quorum 875

Rahmenbeschlüsse 876
Rahmenrichtlinien 876
RAMON 876
RAPEX (Schnellwarnsystem für gefährliche Non-

Food-Produkte) 877
Rat der Europäischen Union (Ministerrat) 877
Rat der Gemeinden und Regionen Europas

(RGRE) 882
Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe(RGW oder

COMECON = Council for Mutual Economic
Assistance) 882

Ratifizierung (Ratifikation) 882
Ratsvorsitz 882
Raum der Forschung, Europäischer 884
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts

(RFSR) 884
Raumentwicklung, Europäische 889
REACH 889
Rechnungseinheit, Europäische (ERE, European Unit

of Account) 891
Rechnungshof, Europäischer (ERH) 891
Recht auf Vergessen I und II-Entscheidungen 893
Rechtsakte der EU 894
Rechtsetzung, Delegierte 895
Rechtspersönlichkeit 895
Rechtspopulismus in Europa 895
Rechtsrahmen, neuer 895
Rechtsraum, Europäischer 895
Rechtsschutz in der EU 895
Rechtsstaatlichkeit in der EU 895
Rechtsstaatskrise in der Europäischen Union 896
Rechtswissenschaft, Perspektiven einer

europäischen 897
Regierungskonferenz 899
Regierungskonferenzen, Bilaterale 899
Regionalismus/Regionalisierung 900
Regionalpolitik 901
Regionen Europas, Versammlung der (VRE) 901
Regionen/Europaregionen 902
rescEU 903
RFSR 904
RGRE 904
Richtlinien 904
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Römische Verträge 905
Rückführung 905
Rückführungs- und Rückübernahmeabkommen 905
Rücktritt 905

SAA 906
Saar-Lor-Lux-Großregion 906
Sanktionen 906
SAPARD (Special Accession Programme for

Agriculture and Rural Development) 908
Satellitenzentrum (EUSC) 909
Schengener Abkommen, Schengener

Übereinkommen 909
„Schlange im Tunnel“ 912
Schlussantrag 912
Schlussfolgerungen 912
Schokoladenrichtlinie 912
Schottland-Referendum vom 18.9.2014 914
Schüleraustausch/Schulpartnerschaft 915
Schuman-Plan 916
Schutzklausel (nach Art. 114 Abs. 10 AEUV) 916
Schwarze Listen 916
Schwarzmeer-Wirtschaftskooperation (SMWR) 917
Schweiz – EU 918
Screening 922
Seeverkehr 922
Sektorielle Abkommen 927
Sekundärrecht 927
Semester für die Koordinierung der

Wirtschaftspolitik, Europäisches 927
Semester, Europäisches 927
Senator-Lines-Entscheidung 927
SEPA 928
Sicherheits- und Verteidigungskolleg, Europäisches

(ESVK) 928
Sicherheits- und Verteidigungspolitik, Gemeinsame

(GSVP) 929
Sicherheitsstrategie, Europäische (ESS) 934
Sicherheitsstudien, EU Institut für (EUISS) 935
SITCEN (Joint Situation Centre) 935
Sixpack 935
Soft law 935
Solange-Beschlüsse des BVerfG 936
Solidaritätsklausel 936
SOLVIT 938
Sonderbeauftragte der EU 938
Sonnenschutzrichtlinie (Sonnenschein-RL) 938
Sorbonne-Erklärung 939
Sortenamt, Gemeinschaftliches (CPVO) 940
Souveränität 940
Sozialcharta, Europäische (des Europarats)

(ESC) 941
Sozialer Dialog 943
Sozialpartner 943
Sozialpolitik 944
Sozialpolitisches Aktionsprogramm / Sozialpolitische

Agenda 950
Sozialprotokoll 951
Sozialraum, Europäischer 951
Sozialrecht, Europäisches 953
Sozialtourismus 957

Sozialversicherung 958
Spaak-Bericht 958
Sperrklauseln bei Europawahlen 958
Sperrminorität 960
Spinelli-Entwurf 960
Sport und Europa 961
Sportwetten in der EU 964
Sprachen von Minderheiten in der EU 964
Staatsanwaltschaft, Europäische 965
Staatshaftung bei Unionsrechtsverletzung 968
Stabilisierungs- und Assoziationsabkommen

(SAA) 968
Stabilitäts- und Wachstumspakt 968
Stabilitätsmechanismus, Europäischer (ESM) 971
Stellungnahme 973
Steuerrecht, Steuerharmonisierung 974
Stiftungen, europäische politische 976
Stimmenthaltung 979
STOA 979
Stoiber-Kommission 983
Strafrecht, Europäisches 983
Strategieplanungs- und Frühwarneinheit („Integrierte

Strategische Planung“) 988
Strukturierte Zusammenarbeit 988
Strukturindikatoren, Leitindikatoren 989
Strukturpolitik 989
Stuttgarter Erklärung 989
Subsidiarität 990
Subsidiaritätsklage 991
Südosteuropapolitik 991
Supranationalität 996
Symbole der EU 996

Tabakwerbung-Urteil 997
Tarakhel-Asylurteil 997
Task force 997
Team Europe 998
Technologieinitiative, Gemeinsame 998
Ted/SIMAP 998
Tempelstruktur 999
Territorialer Zusammenhalt/Europäische

Raumentwicklung 999
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